
In der Frage deutscher Waffenlieferungen Länder, dıeZur »Entwicklung der deutsch-
nıcht der ATO angehören, 5ä{fßt sıch durchaus ArSgumecn-israelıschen Beziehungen« tiıeren, da{fs sıch das heutige Deutschland nıcht eisten
solle, eine Pojl:tik mitteis Waffenlieferungen betreiben,Vortrag VO:  e Rechtsanwait Frnst en: MdB, Präsıdent

der Deutsch-Israelischen Geseillschatt, gehalten ın Tel da dıe oberste Pflicht dieses Deutschlands ISt, einer
friedensfördernden Politik dienen. Ob jedoch dıeserAvıv Jul:ı 970 CGirundsatz auch ın bezug auf Israel Anwendung tinden
dürte, ISt N1ıe ausdiskutiert worden, und der damaligeDie zwanzigjährige Geschichte der deutsch-israeli- Regierungsbeschluß, die Lieferungen Israel einzustel-

schen Beziehungen iSst heute ın vielem schon Teıl der (Gje- len, erfolgte ja auch nıcht ZAUS ideellem, sondern durchaus
schichte. Seit den Antängen der israelischen Deutschland- pragmatischem Grunde.
Politik, die WwWIr wobei ich Vor allem Davıd Ben- Dieser Prozeß gehört In die Vorgeschichte der Aufnahme
Gurion denke als historisches Verdienst sehen, 1St Vv1ie- dıplomatischer Beziehungen; einer Vorgeschichte, die
les geschehen und eın weıter Weg zurückgelegt worden. noch andere Schatten hatte, wenn 3813  $ eLwa den mehr-
s 15 1U  —3 schon acht Jahre her, seıtdem dıe materijellen Jährıgen Erfolg Jjener iInteressen enkt, dıe der
Entschädigungsleistungen nach dem Luxemburger Ab- deutsch-arabischen Beziehungen wıllen dıe Aut-
kommen erfüllt worden sind und 1 Ablauft der eıt nahme oft:;zieller Beziehungen Israel
haben sıch die FEcken der Auseinandersetzung die In den SdNZECN Jahren oing die Frage, Inwieweıltdeutschen Warftenlieterungen und die Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen geglättet. In den etizten Jahren den deutschen Interessen dienlich se1, ıne präferenziell

Israeli-orientierte Nahostpolitik betreiben. Wenn ın1St 21n immer dichteres Netz VOIl Beziehungen 7zwıschen Jüngster eıt verstärkt IMıt Begriftfen operiert wurde WwIıe
Personen und Organısationen uNnNserer beiden Länder SC- » Normalisierung«, » Nichteinmischung« oder » Neutrali-knüpft worden. IDT: diplomatıschen Repräasentanten iın tat«, mochte das den Eindruck erwecken, A1s strebe die
onn und Tel Avıv sind mittlerweile schon gleichsam in
7zweiter Generatıion tatıg und dasselbe könnte 198521  - cschon Bundesrepublik nunmehr zunehmend ine solche Polıtik

der Distanzierung, des Appeasements un Disengage-fast VO  3 allen Personenkreisen SapCN, dıe csıch ideologisch Ansiätze dazu zeıgen sıch ımmer wiıeder 1mun in der Praxıs IN dem gegenseıitıgen Verhältnis befas-
sen

Rahmen der urchaus jegıtiımen deutschen Interessen,
besseren Beziehungen 98888 den arabischen Staaten DC-Geschichte kann cchr schnell schreiten, ı11 uns$s sche  1- langen. Tatsächlich jedoch iST dıe Frage der Priätenz kei-

NEeINl. Im vVErSAaNSCHEN Jahr SINg beispieisweise noch NCSWCBHS beantwortet, S1€e stellt sıch vielmehr IM1t zuneh-
heifß her über eutsche Probieme w1e dıe Frage der Ver- mender Aktualıtät, w1e ıch noch zeigen versuchen
jährung VO. Nazi-Verbrechen? oder einer Gefahr durch werde.
die NPD: beide Themen sınd VO Tısch und auch 1in Doch ZUVOTLI noch ein1ıge Beispiele, dıe Szenerıie der
Israel 1St die Frage e1Nes Neonazısmus 1n der Bundesre- Beziehungen z7wischen unseren Ländern noch AUS-
publık keın Diskussionsthema mehr. [Die andere Verände- zuleuchten.
rungs 15t der scheinbare Wandel VO  e dem starken DIO-
ısraelıschen Engagement, w1e 1 Jun: 9567 ın Deutsch- Wenn Ww/1r 1 unseIrer informationspolitischen Arbeit VO

präferenziellen Israelbeziehungen sprechen, verwendenand ıchtbar wurde, der heutıgen Fritischen Haltung WI1r häufıg den Ausdruck »Sıcherungshilfe für Israel«.mancher deutsche Kreıise gegenüber Israel. Eıinen dritten Wır verstehen darunter Z7zume1lst die deutsche Bereitschaft,Punkt kann 98128  y ın dem sehen, W 45 11Aal VOT einıgen Israel alljährlıch günstige Kredite einzuräumen, dıe Ja tür
onaten mıiıt dem Begriff » Normalisierung« bezeichnete
und das 13883  b heute der Frage versteht, inwiefern Israel! auch AaAUuS devisenpolıitischen Gründen wichtig sınd

Sıe erınnern SI daß Davıd Ben-Gurion un: KonradS1C! die NEeEUG deutsche Ostpolitik aut die Nahostpolitik Adenauer arüber ıne Absprache getroffen hatten. Umder Bundesregjierung auswirken werde. diese Kredıite ZUrFr eıt 140 311 ark Jährlich mu
Aber die Frage der deutsch-israelischen Verständigung 1St, jedesmal VOonmn verhandelt werden, und wird hart
ob iIinad  - 111 oder NL  cht, 1ne grundsätzlıche Frage deut-
schen Selbstverständnisses. S1e ıst durch Tagesereign1sse darum verhandelrt. Ich bın der Ansicht, daß diese Kredite

auch künftig gegeben werden sollten, solange Israel in
oder irgendwelche Fristen nıcht plötzlich erledigt3, und Bedrängnis ISst, Wenn diese kreditiäre Unterstützung nıcht
deshalb stehen auch dıe bisherigen, die gegenwärtigen mehr ım bisherigen Rahmen vegeben Wird, würde das
und die kommenden Fakten in den deutsch-israelischen bedeuten, dafß mnan ın der Bundesrepublik präferenzielleBeziehungen in eınem uniöslichen Zusammenhang. Israelbeziehungen und Sıcherungshilfe nıcht mehr als eın
Dazu einıge niähere Bemerkungen: Es gab se1it 1962 Grundınteresse der deutschen Politik ansıeht.
1ıne durchaus nıcht geringe Anzahl VO Leuten in der
deutschen Politik un Offentlichkeit, die die Ansichr Eın anderes Beispiel, das aber auch den VWesten insgesamt

betritft: In Jerusalem haben 27 ausländische Miss:onen
vertraten, da{fß miıt der Ableistung des Luxemburger :hren SItZz, fast alles Missıonen lateinamerikanıscher un
Akommens, inıt der Aufnahme diplomatischer Beziehun- afrıkanischer Staaten, VOoO Westen hat NUur Holland s<e1ıne
SCH und IN dem Engagement für einen EWG-Vertrag Botschaft 1n Jerusalem. In Tel Avıv dagegen z1Dt CS
I1T Israel,; Ww1e VOTL kurzem ebentallis in Luxemburg Botschaften, darunter alle westliıchen 1T Ausnahme, w/1e

unterzeıiıchnet wurde, die Wandlung VO  — der pro-1israe- ZESAST, Hollands. hne daß ıch ler auf die völkerrecht-
ıschen Präfterenz Z.UT »Normalıisierung« VOrSCHOLMMEN lıchen Aspekte, dıe VO Teilungsbeschlufß der Vereinten
werden könne. Nationen 1947 herrühren, eingehen will, bleibt doch Ver-

einfachend festzuhalten: Liese Vorbehalte Jeru-
Von der Deutsch-Israelischen Gesellschaft die auszugsweise veröftent-

lichte deutsche Fassung des englischen Vortragstextes.
salem A1s Hauptstadt Israels stellen dem Interesse des
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14 Zur »Entwicklung der deutsch-
israelischen Beziehungen« 

Vortrag von Rechtsanwalt Ernst Benda MdB, Präsident 
der Deutsch-Israelischen Gesellschaft, gehalten in Tel 
Aviv am 9. Juli 1970 1 . 

.. Die zwanzigjährige Geschichte der deutsch-israeli-
schen Beziehungen ist heute in vielem schon Teil der Ge-
schichte. Seit den Anfängen der israelischen Deutschland-
Politik, die wir — wobei ich vor allem an David Ben-
Gurion denke — als historisches Verdienst sehen, ist vie-
les geschehen und ein weiter Weg zurückgelegt worden. 
Es ist nun schon acht Jahre her, seitdem die materiellen 
Entschädigungsleistungen nach dem Luxemburger Ab-
kommen erfüllt worden sind und im Ablauf der Zeit 
haben sich die Ecken der Auseinandersetzung um die 
deutschen Waffenlieferungen und die Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen geglättet. In den letzten Jahren 
ist ein immer dichteres Netz von Beziehungen zwischen 
Personen und Organisationen unserer beiden Länder ge-
knüpft worden. Die diplomatischen Repräsentanten in 
Bonn und Tel Aviv sind mittlerweile schon gleichsam in 
zweiter Generation tätig und dasselbe könnte man schon 
fast von allen Personenkreisen sagen, die sich ideologisch 
und in der Praxis mit dem gegenseitigen Verhältnis befas-
sen. 
Geschichte kann sehr schnell schreiten, so will uns schei-
nen. Im vergangenen Jahr ging es beispielsweise noch 
heiß her über deutsche Probleme wie die Frage der Ver-
jährung von Nazi-Verbrechen 2  oder einer Gefahr durch 
die NPD; beide Themen sind vom Tisch und auch in 
Israel ist die Frage eines Neonazismus in der Bundesre-
publik kein Diskussionsthema mehr. Die andere Verände-
rung ist der scheinbare Wandel von dem starken pro-
israelischen Engagement, wie es im Juni 1967 in Deutsch-
land sichtbar wurde, zu der heutigen kritischen Haltung 
mancher deutsche Kreise gegenüber Israel. Einen dritten 
Punkt kann man in dem sehen, was man vor einigen 
Monaten mit dem Begriff »Normalisierung« bezeichnete 
und das man heute unter der Frage versteht, inwiefern 
sich die neue deutsche Ostpolitik auf die Nahostpolitik 
der Bundesregierung auswirken werde. 
Aber die Frage der deutsch-israelischen Verständigung ist, 
ob man will oder nicht, eine grundsätzliche Frage deut-
schen Selbstverständnisses. Sie ist durch Tagesereignisse 
oder irgendwelche Fristen nicht plötzlich erledigt 3 , und 
deshalb stehen auch die bisherigen, die gegenwärtigen 
und die kommenden Fakten in den deutsch-israelischen 
Beziehungen in einem unlöslichen Zusammenhang. 
Dazu einige nähere Bemerkungen: Es gab seit 1962 stets 
eine durchaus nicht geringe Anzahl von Leuten in der 
deutschen Politik und Öffentlichkeit, die die Ansicht 
vertraten, daß mit der Ableistung des Luxemburger 
Akommens, mit der Aufnahme diplomatischer Beziehun-
gen und mit dem Engagement für einen EWG-Vertrag 
mit Israel, wie er vor kurzem — ebenfalls in Luxemburg 
— unterzeichnet wurde, die Wandlung von der pro-israe-
lischen Präferenz zur »Normalisierung« vorgenommen 
werden könne. 

1  Von der Deutsch-Israelischen Gesellschaft die auszugsweise veröffent-
lichte deutsche Fassung des englischen Vortragstextes. 
2  Vgl. FR XXI71969 S. 78 f.; s. o. S. 137. 
S Vgl. dazu auch: FR XVIII11966, S. 95 (Anm. d. Red. d. FR).  

In der Frage deutscher Waffenlieferungen an Länder, die 
nicht der NATO angehören, läßt sich durchaus argumen-
tieren, daß es sich das heutige Deutschland nicht leisten 
solle, eine Politik mittels Waffenlieferungen zu betreiben, 
da es die oberste Pflicht dieses Deutschlands ist, einer 
friedensfördernden Politik zu dienen. Ob jedoch dieser 
Grundsatz auch in bezug auf Israel Anwendung finden 
dürfe, ist nie ausdiskutiert worden, und der damalige 
Regierungsbeschluß, die Lieferungen an Israel einzustel-
len, erfolgte ja auch nicht aus ideellem, sondern durchaus 
pragmatischem Grunde. 
Dieser Prozeß gehört in die Vorgeschichte der Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen; einer Vorgeschichte, die 
noch andere Schatten hatte, wenn man etwa an den mehr-
jährigen Erfolg jener Interessen denkt, die um der 
deutsch-arabischen Beziehungen willen gegen die Auf-
nahme offizieller Beziehungen zu Israel waren. 
In den ganzen Jahren ging es um die Frage, inwieweit es 
den deutschen Interessen dienlich sei, eine präferenziell 
Israel-orientierte Nahostpolitik zu betreiben. Wenn in 
jüngster Zeit verstärkt mit Begriffen operiert wurde wie 
»Normalisierung«, »Nichteinmischung« oder »Neutrali-
tät«, so mochte das den Eindruck erwecken, als strebe die 
Bundesrepublik nunmehr zunehmend eine solche Politik 
der Distanzierung, des Appeasements und Disengage-
ments an. Ansätze dazu zeigen sich immer wieder im 
Rahmen der durchaus legitimen deutschen Interessen, zu 
besseren Beziehungen mit den arabischen Staaten zu ge-
langen. Tatsächlich jedoch ist die Frage der Präfenz kei-
neswegs beantwortet, sie stellt sich vielmehr mit zuneh-
mender Aktualität, wie ich noch zu zeigen versuchen 
werde. 
Doch zuvor noch einige Beispiele, um die Szenerie der 
Beziehungen zwischen unseren Ländern noch etwas aus-
zuleuchten. 
Wenn wir in unserer informationspolitischen Arbeit von 
präferenziellen Israelbeziehungen sprechen, verwenden 
wir häufig den Ausdruck »Sicherungshilfe für Israel«. 
Wir verstehen darunter zumeist die deutsche Bereitschaft, 
Israel alljährlich günstige Kredite einzuräumen, die ja für 
Israel auch aus devisenpolitischen Gründen wichtig sind. 
Sie erinnern sich, daß David Ben-Gurion und Konrad 
Adenauer darüber eine Absprache getroffen hatten. Um 
diese Kredite — zur Zeit 140 Mill. Mark jährlich — muß 
jedesmal von neuem verhandelt werden, und es wird hart 
darum verhandelt. Ich bin der Ansicht, daß diese Kredite 
auch künftig gegeben werden sollten, solange Israel in 
Bedrängnis ist. Wenn diese kreditäre Unterstützung nicht 
mehr im bisherigen Rahmen gegeben wird, würde das 
bedeuten, daß man in der Bundesrepublik präferenzielle 
Israelbeziehungen und Sicherungshilfe nicht mehr als ein 
Grundinteresse der deutschen Politik ansieht. 
Ein anderes Beispiel, das aber auch den Westen insgesamt 
betrifft: In Jerusalem haben 22 ausländische Missionen 
ihren Sitz, fast alles Missionen lateinamerikanischer und 
afrikanischer Staaten, vom Westen hat nur Holland seine 
Botschaft in Jerusalem. In Tel Aviv dagegen gibt es 40 
Botschaften, darunter alle westlichen mit Ausnahme, wie 
gesagt, Hollands. Ohne daß ich hier auf die völkerrecht-
lichen Aspekte, die vom Teilungsbeschluß der Vereinten 
Nationen 1947 herrühren, eingehen will, bleibt doch ver-
einfachend festzuhalten: Diese Vorbehalte gegen Jeru-
salem als Hauptstadt Israels stellen dem Interesse des 
Westens, für die Existenzinteressen Israels einzutreten, 
kein sehr überzeugendes Zeugnis aus. Warum ich selbst 
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ine solche Haltung für eınen politischen Fehler halte, Linke entfesselr hat, entstanden 1St. Es eibt eben Leute,
wırd AUS mnmeınen weıteren Ausführungen noch verständ- dıe unbesehen un ohne Nachdenken dıe These ylauben,
ıch werden. da{fß Israel ein iımperl1alıstıscher Bösewicht Ist, der dıe
Zweı weıtere, GANZ andere Beispiele Zur Verdeutlichung Araber unterdrückt und ausbeutet. Es z1bt jedoch Anze1-
der Szenerıle. Wie Sie wissen, hat die Knesset Anfang der chen dafür, daß die antıziıonistische Linke den SÖöhe-

punkt ıhrer Wıirksamkeit überschritten hat un daß dieB0er Jahre ine Resolution verabschiedet, die ZeW1SSE Be-
schränkungen für eınen deutsch-israelischen Kulturaus- Informationsarbeit der Israelfreunde Boden ZeWINNt.
tausch vorsahen. Diese Resolution spielt mıittlerweıle Diese Streitlichter ZUur deutsch-israelischen Szenerıe deu-
kaum noch eıne praktische Rolle: der Kulturaustausch 1sSt fen auf das Hauptproblem h1n der polıtischen Beziehun-
inzwıschen ın GGang zekommen. Wır selbst haben 1n UuUNlse- SCn des Westens Israel 11 allgemeinen un der Bun-
iCI Gesprächen MI1t Herrn Eban dıesen Sachverhalt desrepublik 1M besonderen: das der Stützung der israeli-
ımmer wıeder angesprochen und sınd dabe1 auch ımmer schen Posıition als einer wichtigen Voraussetzung dafür,
auf Entgegenkommen vestoßen. Da heute dıe israelische da ıne gerechte un dauerhafte Friedensregelung g-
Regierung den Kulturaustausch begrüfßst womıt die Re- funden werden kann Ichn h  1er We1 Thesen, die WIr

1lle kennen:solution zew1ssermafißen den Akten gelegt wurde
haben WIr mM1t Befriedigung registriert Andererseıits W1S- a) FEıne Friedensregelung VOTAUS, daß Israel se1ine
secn wIr, daß vıel Geduld un fortwährendes Verständnıs 196/ hiınzugewonnenen Posıtionen nıcht preıisg1bt, solangedatür notwendig iSt, daß ın Israe! noch manche Kreise nıcht eleichzeitig VO  3 der arabisch-sowjetischen Seıite ıne
und Instıtutionen zOgern, 1n den Austausch einzutreten. Friedensregelung verbindlich vollzogen wırd. Es Nnutzt
SO erfüllt uns auch mıt Bedauern, daß das Israelische eshalb der Sache auch SAr nichts, WEeENT INa  — sıch 1
Philharmonische Orchester sıch noch nicht bereittinden Westen auf die Räumungsformel der UN-Resolution be-
konnte, ıne Einladung AUS Berlın eıner Deutschland- ruft, ohne nıcht gleichzeitig den Kontext zwıschen RAau-
OUtTNeEeEe im Herbst kommenden JTahres anzunehmen. Es INUNG, Grenzvereinbarung un Friedensregelung
würde viele Menschen ın der Bundesrepublik IN ıT Freude postulieren.
erfüllen, wenn dieses wiıchtige kulturelle Ereignis sıch Solange die Vereimigten Staaten 1m Bunde mıt
doch noch realisieren oder vielleicht für 1972 erreichen Westeuropa hre ernsthafte Bereitschaft unmıfver-
Heße. ständlich machen, nıcht einer Unterlegenheit Israeils
Die BeSCH den Lufttransport nach Israel gerichteten ArAa- kommen lassen, solange kann Israel nıcht lıquidiert
ıschen Terroranschläge haben die Zunahme des Tourı1s- werden.
1I11U5 nach Israel dem Vernehmen nach nıcht wesentlich Eın Drıittes kommt hinzu: N1e werden ın Ihren Zeıtungenbeeinträchtigen können. Die Zahl der Tourıisten AaUuUS der gelesen haben, dafß Ihr Außenminister ın seınem dıesma-
Bundesrepublik hat bisher gegenüber dem VorJjahr lıgen Gespräch mi1t unNns wıeder deutlich gemacht hat, dafß

Prozent ZUSCHOMMINEN., Die Zahl deutscher Jugend- durch dıe verstärkte sow Jjetische Intervyention 1mMm Nahen
SruppcCn, die nach Israel kommen, wırd jedoch möglıcher- (O)sten auch dıe Sıcherheit Europas erührt 1St i)e Kon-
welise erstmatlts nıcht mehr ste1gen, wiıie bisher Jahrlıch, SCEYUCNZ daraus ist, dafß 1Ne Neutralıtätspolitik, dıe den
sondern s$1e könnte stagnıeren oder Sar zurückgehen. Es Intentionen der sow jetisch-arabischen Seite Vorschub el-
lıegt das dreı Hauptgründen: Erstens 1st sehr sten kann, weder der Sıcherung und Flankendeckungschwer, ın anderen T1ändern eın richtiges Bıld über die Europas noch der Herbeiführung eiıner Friedensregelungısraelische Sicherheitslage vermıtteln. Vıele Leute, die dient. In dem Gespräch mı1t Herrn Eban kam auch ZUur
sıch durch Zeıtung und Fernsehen informıeren, Wwıssen Sprache, dafßi diıe Unsicherheit der Vereinigten Staaten,
nıcht, dafß 1m Innern Israels Friede un Ruhe herrschen. Israel konsequent unterstutzen und die Sowjetunion
Fo ıst 11U  } eiınma{jl D dafß Presse un Funk eher über den VOT weıterem militärıschem Engagement entschieden
Krıeg un über dıe gelegentlichen Vortällte 1ın den besetz- Warnen, auch daher rührt, dafß die USA VO VWesten
ten Gebieten berichten als über die israelischen Phänome- keine Befürwortung einer entschlossenen Unterstützungs-

des Friedens des Krıeges. Deswegen, un das 1sSt politik erfahren hat
der zweıte Grund, haben manche FEltern Angst, ıhre Kın- In diesem Zusammenhang e1n viertes Problem. Wıe WIr
der nach Israel reısen Iassen. Der dritte Grund esteht atle W1SSEN, beruhte der arabıisch-israelische Konflikt
ın einer AÄrt VO  — Interessenschwund, der mehrere Ur- ursprünglıch nicht aut der Kollision VO Großmachtin-
sachen hat Der Nahostkonflikt 1ST kompliziert OrI- 3 sondern 1St prımär eın Natıonalıtätenkon-
den, daß cehr vieler Intormatıion un Reflexion be- tlikt rst WEeNnN ierfür 1ne Regeliung gefunden 1St, kann
darf. sich eın Urteıl bılden. F genugt nıcht mehr, der Konttlikt aufhören, sıch ständig reproduzieren.sıch MI1t dem Gefühl für Israe! engagıeren, sondern FEıner dieser Konfliktgründe 1St das noch weıthin unbe-
in  ; mufß dıe israelısche Lage durch Information un wältigte Flüchtlingsproblem. Nun 1St ıne eintache Fr-
Nachdenken verstehen lernen. )as 1Aber ıst mühsam —_ kenntnis, sehen, dafß sich seIt dem Sechstagekrieg das
mal dann, WEn manche Jungen Leute den FEindruck - Flüchtlingsproblem 1ösen leße durch Integration bej-
wınnen, dafß dıe deutschen Beziehungen Israel miıttler- spielsweiıse 1m Westbankgebiet da erstmals dıe ehr-
weıle keine besonderen Beziehungen mehr sınd. FEıne — heit der Flüchtlinge israelischer Oberhoheit ebt
sätzlıche Ursache, deren Größenordnung schwer Z be- Auf sich alleın gestellt, also ohne internationale Rücken-
stimmen 1St, lıegt ın der Verunsicherung der jungen Leute, deckung un Finanzhilfe, 1St Israel bei der Bewältigungdıe durch den Ideologiestreıt Israel, den dıe Neue dieses Problems überfordert. Es erhält aber diese Hiılte

nıcht, weıl dıe soz1ale Lösung des Flüchtlingsproblems
VDie Gründung eıner Deutsch-Israelischen Gesellschaft ISt 12 eıne politische Teillösung unabhängig VO eıner (z;esamıt-

0/0Ö 177 Jerusalem auf eıner VO Bürgermeıster Kollek einberufenen regelung des Konflikts ware. Für die arabıischen Regıme7Zusammenkunft hbeschlossen worden t.) (In Frankturter Allge-
melne Zeıtung Nr 83 V Nach Redaktionsschluß, hat die Flüchtlingsfrage bisher als Miıttel der Bedrohung
Anm Red FR.) Israels und der ınternationalen politischen Pression g-

eine solche Haltung für einen politischen Fehler halte, 
wird aus meinen weiteren Ausführungen noch verständ-
lich werden. 
Zwei weitere, ganz andere Beispiele zur Verdeutlichung 
der Szenerie. Wie Sie wissen, hat die Knesset Anfang der 
60er Jahre eine Resolution verabschiedet, die gewisse Be-
schränkungen für einen deutsch-israelischen Kulturaus-
tausch vorsahen. Diese Resolution spielt mittlerweile 
kaum noch eine praktische Rolle; der Kulturaustausch ist 
inzwischen in Gang gekommen. Wir selbst haben in unse-
ren Gesprächen mit Herrn Eban diesen Sachverhalt 
immer wieder angesprochen und sind dabei auch immer 
auf Entgegenkommen gestoßen. Daß heute die israelische 
Regierung den Kulturaustausch begrüßt — womit die Re-
solution gewissermaßen zu den Akten gelegt wurde —, 
haben wir mit Befriedigung registriert 4 . Andererseits wis-
sen wir, daß viel Geduld und fortwährendes Verständnis 
dafür notwendig ist, daß in Israel noch manche Kreise 
und Institutionen zögern, in den Austausch einzutreten. 
So erfüllt es uns auch mit Bedauern, daß das Israelische 
Philharmonische Orchester sich noch nicht bereitfinden 
konnte, eine Einladung aus Berlin zu einer Deutschland-
Tournee im Herbst kommenden Jahres anzunehmen. Es 
würde viele Menschen in der Bundesrepublik mit Freude 
erfüllen, wenn dieses wichtige kulturelle Ereignis sich 
doch noch realisieren oder vielleicht für 1972 erreichen 
ließe. 
Die gegen den Lufttransport nach Israel gerichteten ara-
bischen Terroranschläge haben die Zunahme des Touris-
mus nach Israel dem Vernehmen nach nicht wesentlich 
beeinträchtigen können. Die Zahl der Touristen aus der 
Bundesrepublik hat bisher gegenüber dem Vorjahr um 
30 Prozent zugenommen. Die Zahl deutscher Jugend-
gruppen, die nach Israel kommen, wird jedoch möglicher-
weise erstmals nicht mehr steigen, wie bisher jährlich, 
sondern sie könnte stagnieren oder gar zurückgehen. Es 
liegt das an drei Hauptgründen: Erstens ist es sehr 
schwer, in anderen Ländern ein richtiges Bild über die 
israelische Sicherheitslage zu vermitteln. Viele Leute, die 
sich durch Zeitung und Fernsehen informieren, wissen 
nicht, daß im Innern Israels Friede und Ruhe herrschen. 
Es ist nun einmal so, daß Presse und Funk eher über den 
Krieg und über die gelegentlichen Vorfälle in den besetz-
ten Gebieten berichten als über die israelischen Phänome-
ne des Friedens trotz des Krieges. Deswegen, und das ist 
der zweite Grund, haben manche Eltern Angst, ihre Kin-
der nach Israel reisen zu lassen. Der dritte Grund besteht 
in einer Art von Interessenschwund, der mehrere Ur-
sachen hat. Der Nahostkonflikt ist so kompliziert gewor-
den, daß es sehr vieler Information und Reflexion be-
darf, um sich ein Urteil zu bilden. Es genügt nicht mehr, 
sich mit dem Gefühl für Israel zu engagieren, sondern 
man muß die israelische Lage durch Information und 
Nachdenken verstehen lernen. Das aber ist mühsam zu-
mal dann, wenn manche jungen Leute den Eindruck ge-
winnen, daß die deutschen Beziehungen zu Israel mittler-
weile keine besonderen Beziehungen mehr sind. Eine zu-
sätzliche Ursache, deren Größenordnung schwer zu be-
stimmen ist, liegt in der Verunsicherung der jungen Leute, 
die durch den Ideologiestreit um Israel, den die Neue 

Die Gründung einer Deutsch-Israelischen Gesellschaft ist am 6. 12. 
1970 in Jerusalem auf einer von Bürgermeister Kollek einberufenen 
Zusammenkunft beschlossen worden (m. t.). (In: Frankfurter Allge-
meine Zeitung Nr. 283 vom 7. 12. 1970.) (Nach Redaktionsschluß. — 
Anm. d. Red. d. FR.) 

Linke entfesselt hat, entstanden ist. Es gibt eben Leute, 
die unbesehen und ohne Nachdenken die These glauben, 
daß Israel ein imperialistischer Bösewicht ist, der die 
Araber unterdrückt und ausbeutet. Es gibt jedoch Anzei-
chen dafür, daß die antizionistische Linke den Höhe-
punkt ihrer Wirksamkeit überschritten hat und daß die 
Informationsarbeit der Israelfreunde an Boden gewinnt. 
Diese Streiflichter zur deutsch-israelischen Szenerie deu-
ten auf das Hauptproblem hin der politischen Beziehun-
gen des Westens zu Israel im allgemeinen und der Bun-
desrepublik im besonderen: das der Stützung der israeli-
schen Position als einer wichtigen Voraussetzung dafür, 
daß eine gerechte und dauerhafte Friedensregelung ge-
funden werden kann. Ich nenne hier zwei Thesen, die wir 
alle kennen: 
a) Eine Friedensregelung setzt voraus, daß Israel seine 
1967 hinzugewonnenen Positionen nicht preisgibt, solange 
nicht gleichzeitig von der arabisch-sowjetischen Seite eine 
Friedensregelung verbindlich vollzogen wird. Es nützt 
deshalb der Sache auch gar nichts, wenn man sich im 
Westen auf die Räumungsformel der UN-Resolution be-
ruft, ohne nicht gleichzeitig den Kontext zwischen Räu-
mung, Grenzvereinbarung und Friedensregelung zu 
postulieren. 
b) Solange die Vereinigten Staaten — im Bunde mit 
Westeuropa — ihre ernsthafte Bereitschaft unmißver-
ständlich machen, es nicht zu einer Unterlegenheit Israels 
kommen zu lassen, solange kann Israel nicht liquidiert 
werden. 
Ein Drittes kommt hinzu: Sie werden in Ihren Zeitungen 
gelesen haben, daß Ihr Außenminister in seinem diesma-
ligen Gespräch mit uns wieder deutlich gemacht hat, daß 
durch die verstärkte sowjetische Intervention im Nahen 
Osten auch die Sicherheit Europas berührt ist. Die Kon-
sequenz daraus ist, daß eine Neutralitätspolitik, die den 
Intentionen der sowjetisch-arabischen Seite Vorschub lei-
sten kann, weder der Sicherung und Flankendeckung 
Europas noch der Herbeiführung einer Friedensregelung 
dient. In dem Gespräch mit Herrn Eban kam auch zur 
Sprache, daß die Unsicherheit der Vereinigten Staaten, 
Israel konsequent zu unterstützen und die Sowjetunion 
vor weiterem militärischem Engagement entschieden zu 
warnen, auch daher rührt, daß die USA vom Westen 
keine Befürwortung einer entschlossenen Unterstützungs-
politik erfahren hat. 
In diesem Zusammenhang ein viertes Problem. Wie wir 
alle wissen, beruhte der arabisch-israelische Konflikt 
ursprünglich nicht auf der Kollision von Großmachtin-
teressen, sondern er ist primär ein Nationalitätenkon-
flikt. Erst wenn hierfür eine Regelung gefunden ist, kann 
der Konflikt aufhören, sich ständig zu reproduzieren. 
Einer dieser Konfliktgründe ist das noch weithin unbe-
wältigte Flüchtlingsproblem. Nun ist es eine einfache Er-
kenntnis, zu sehen, daß sich seit dem Sechstagekrieg das 
Flüchtlingsproblem lösen ließe — durch Integration bei-
spielsweise im Westbankgebiet —, da erstmals die Mehr-
heit der Flüchtlinge unter israelischer Oberhoheit lebt. 
Auf sich allein gestellt, also ohne internationale Rücken-
deckung und Finanzhilfe, ist Israel bei der Bewältigung 
dieses Problems überfordert. Es erhält aber diese Hilfe 
nicht, weil die soziale Lösung des Flüchtlingsproblems 
eine politische Teillösung unabhängig von einer Gesamt-
regelung des Konflikts wäre. Für die arabischen Regime 
hat die Flüchtlingsfrage bisher als Mittel der Bedrohung 
Israels und der internationalen politischen Pression ge- 
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dient. Jetzt kommt hınzu, daß siıch auch dıe westlıchen die sıch das deutsche Volk hat zufügen lassen durch die
Befürworter der Existenzsicherung Israels scheuen, Vernichtungsaktionen se1nes damalıgen Regimes.
eiıner jetzt möglichen aAllmählichen Heilung des menschen- Wıe stellt sıch LU  — das Verhältnis dar der Wahrnehmung
unwürdigen Flüchtlingsproblems teilzuhaben, un dem dieser deutschen Grundinteressen den Gegebenheiten
Vorwand, dafß ıne Regelung E1UTr 1m Rahmen einer poli- 1mM Naıhen Osten? Die »korrespondierenden« Faktoren
tischen Gesamtlösung des Konftliktes erfolgen k  onne.  . Im sınd:
April dieses Jahres hat dıe Beratende Versammlung des WDDas eutsche Sonderverhältnis Israel als e1nes
Europarates ın eıner Entschließung ZU Nahostkontlikt Staates,gefordert: » Die Europaratsländer sollten bei der Lösung dessen Entwicklung un Situation ın Beziehungdes Flüchtlingsproblems heltfen und Beistand in WIrt- deutscher un europäischer Politik stehen;schafrtlichen un soz1alen Fragen elsten.« Das ıst UuNsSc- Mit verwandter demokratischer Grundordnung un
hört geblieben. Als WIr jetzt uUuNsSsSCICI Freund Shımon 184 Aftınität ZUr freiheitlichen westlichen Welt auf
DPeres fragten, ob ine AÄussıcht auf ınternatı:onale Hılfe geist1igem, politischem, wirtschaftlichem un kulturel-
sehe, SAaSıe neın. lem Gebiet.

will] hıer deutlich SA  q Europa hat selinen Beıtrag 1 )as eutsche Miıfßverhältnis einer Reihe arabischer
Zur Friedensregelung 1mM Nahen (Osten noch nıcht gele1- Staaten miıt
STter ES hat nıcht den Mut eıner solidarischen Hiılfestel- überwiegend totalıtären oder autorıtiären Regımen;lung für Israel, weiıl noch nıcht erkannt hat, daß dies un weıtgehenden Dıvergenzen Z VWesten auf politi-uch seiınen eıgenen natıonalen Interessen entspräche. schen un: anderen Gebieten.
Und 1U  e lassen Sie mich dieser Stelle ebenso eutlich Fın zwıschen Israel un der arabischen Welt herr-
SCH: Wenn ıch mich hıer unmif($verständlich für dıe schender Krıegszustand, der
israelische Sache engagıere, Lue ıch das nıcht Als ein VO der arabıischen Seıite bewuft Leben gehaltenunkritischer Anwalt Israels. Ich engagıere mıch £ür Israel wırd mi1t dem Ziel, den jüdischen Staat niederzuringen,
Aus realem deutschem Interesse, weıl ıch sıcher bın, daß un durch den Israel ständiger Bedrohung, Belastungdas Engagement für Israel eın Grundinteresse der Hun- un Gefährdung AUSSECSETZT St.
desrepublık un Europas 1St Zweckverbindungen der arabischen totalıtiren Regıme
Lassen S1e MI1C! deshalb abschließend den Versuch NiLier- un Ostblockregierungen, die
nehmen, ıne Art Konzeption deutscher Nahostpolitik für ersiere den / weck der Verstärkung der Kriegfüh-
E  N, hne damıt beabsichtigen, die 1n Bonn noch rung Israel verfolgen
tehlende Konzeption enN:! un für letztere der Ausdehnung der eigenen Macht-
Dıie Bundesrepublık 8 eın friedensförderndes, nt1- sphäre in der drıtten Welt und gegenüber den USA und
totalıtiäres und soz1ales Staatswesen se1n. Um ıhre Be- Kuropa dienen.
wohner VT Krieg, Repression un soz1aler Not ach den Grundinteressen der BRD
sıchern, ZUr iınternationalen Entspannung beizutragen,kooperiert S1€e CHS MIt Läandern gleicher Grundordnung der europäıschen Solidarität un Sıcherung dienen,
Als ıhren natürlichen Verbündeten, die Partnerschaft systemverwandten Staaten nıcht
bemüuht S1Ee sıch geregelte Beziehungen östhlichen durch Appeasementpolitik gegenüber systemkonträrenLändern miıt totalıtärer Grundordnung, wobei die St2aten belasten,Notwendigkeıt beachten Q1lt, daiß die Entspannungs- die Folgerungen Au dem deutsch-jüdischen Sonderver-
bemühungen ımM Ost-West-Konflikt 1im Einklang leiben ältnıs nıchrt mißachten,
Mit dem europäiıschen Eınigungs- un Sicherheitsstreben.
Diese (Gebote deutscher Politik oilt folglıch, daran mıtzuwiırken, da{ß

der Krıeg Israel nıcht in die kriegerische Beteilı-
Frieden wahren un fördern; verläßlicher Partner

se1n 1n einer Gemeinschaft europäischer un: westalli- un weıterer un raumtftremder Mächte oder SAr in
eınen yzlobalen militärischen Konflikt Aausartet;jerter Demokratıen: 1m Innern die staatsbürgerlichen der Fortbestand Israels als eigenstaatlıche Heı1lımstatt

Freiheitsrechte sichern un: politischen Totalitarısmus
wehren,

der jüdıschen Natıon erhalten bleibt:
ıne Integration VO Staaten der europädıschen Gregen-sind mehr als Gebote der Vernunft un des Fortschrittes: küuste 1n den sowjetıschen Herrschaftsbereich nıcht

S1C sind Grundelemente, die erwachsen sind A4US den Leh- stattfindet:
IC AUS früheren Fehlentwicklungen deutscher Polıitik, S$1e die Möglıchkeıiten eines künftigen partnerschaftlichensiınd Grundbedingungen, deren Mifßachtung ZUr Selbstiso- Verhältnisses zwıschen arabischer un europäischerherung un Selbstzerstörung der Bundesrepublık führen Weit nıcht verloren gehen.würden. FEs £ehlt Mr hier die Zeit, auszuführen, Ww1ıe siıch die Re-Nıchtherauslösharer Bestandte:i:l cdieser Grundelemente
deutscher DPolitik 1ST die besondere Rücksichtnahme auf geln eıner Friedenspolitik begründen. Allgemein ält sıch

dagen, daß Friedenspolitik tatsiächlich betreiben heißt,die Lebensinteressen des jüdıschen Volkes, darunter VOTL

allem auch des jüdischen Staates. i. dıe festgestellten eigenen Grundinteressen strikt
wahrenIn der Herstellung un: Beibehaltung entsprechender Be-

ziehungen kennzeichnen sıch Lernprozefß un Fortschritt un auf Versuche VO Gegenkräften, das Übergewicht
Vo Gesellschaft und Politik in Deutschland erlangen, kontradıktorisch reagleren, nach

dem Friedensprinzıp des Gleichgewichts konträrerEs zult tür Deutsche begreifen, daß dıes nıcht 1L1UTr ine
Frage der historischen Gerechtigkeıt, Iso der ompen- Kräfte (bzw der Überlegenheit des Defensors) han-
Sat10N für zugefügte Verluste jüdischen Volke ISt, SOI1- deln
dern mehr noch eıne Notwendigkeit des kontinut:erlichen Für die Nahostpolitik der BRD un des estens möchte
Ausgleıchs für diıe Schädigungen und Herabwürdigungen, ıch daraus folgern:

dient. Jetzt kommt hinzu, daß sich auch die westlichen 
Befürworter der Existenzsicherung Israels scheuen, an 
einer jetzt möglichen allmählichen Heilung des menschen-
unwürdigen Flüchtlingsproblems teilzuhaben, unter dem 
Vorwand, daß eine Regelung nur im Rahmen einer poli-
tischen Gesamtlösung des Konfliktes erfolgen könne. Im 
April dieses Jahres hat die Beratende Versammlung des 
Europarates in einer Entschließung zum Nahostkonflikt 
gefordert: »Die Europaratsländer sollten bei der Lösung 
des Flüchtlingsproblems helfen und Beistand in wirt-
schaftlichen und sozialen Fragen leisten.« Das ist unge-
hört geblieben. Als wir jetzt unseren Freund Shimon 
Peres fragten, ob er eine Aussicht auf internationale Hilfe 
sehe, sagte er nein. 
Ich will es hier deutlich sagen: Europa hat seinen Beitrag 
zur Friedensregelung im Nahen Osten noch nicht gelei-
stet. Es hat nicht den Mut zu einer solidarischen Hilfestel-
lung für Israel, weil es noch nicht erkannt hat, daß dies 
auch seinen eigenen nationalen Interessen entspräche. 
Und nun lassen Sie mich an dieser Stelle ebenso deutlich 
sagen: Wenn ich mich hier so unmißverständlich für die 
israelische Sache engagiere, so tue ich das nicht als ein 
unkritischer Anwalt Israels. Ich engagiere mich für Israel 
aus realem deutschem Interesse, weil ich sicher bin, daß 
das Engagement für Israel ein Grundinteresse der Bun-
desrepublik und Europas ist. 
Lassen Sie mich deshalb abschließend den Versuch unter-
nehmen, eine Art Konzeption deutscher Nahostpolitik zu 
wagen, ohne damit zu beabsichtigen, die in Bonn noch 
fehlende Konzeption zu ersetzen: 
Die Bundesrepublik will ein friedensförderndes, anti-
totalitäres und soziales Staatswesen sein. Um ihre Be-
wohner vor Krieg, Repression und sozialer Not zu 
sichern, 
kooperiert sie eng mit Ländern gleicher Grundordnung 
als ihren natürlichen Verbündeten, 
bemüht sie sich um geregelte Beziehungen zu östlichen 
Ländern mit totalitärer Grundordnung, wobei es die 
Notwendigkeit zu beachten gilt, daß die Entspannungs-
bemühungen im Ost-West-Konflikt im Einklang bleiben 
mit dem europäischen Einigungs- und Sicherheitsstreben. 
Diese Gebote deutscher Politik: 
Frieden zu wahren und zu fördern; verläßlicher Partner 
zu sein in einer Gemeinschaft europäischer und westalli-
ierter Demokratien; im Innern die staatsbürgerlichen 
Freiheitsrechte zu sichern und politischen Totalitarismus 
zu wehren, 
sind mehr als Gebote der Vernunft und des Fortschrittes: 
sie sind Grundelemente, die erwachsen sind aus den Leh-
ren aus früheren Fehlentwicklungen deutscher Politik, sie 
sind Grundbedingungen, deren Mißachtung zur Selbstiso-
lierung und Selbstzerstörung der Bundesrepublik führen 
würden. 
Nichtherauslösbarer Bestandteil dieser Grundelemente 
deutscher Politik ist die besondere Rücksichtnahme auf 
die Lebensinteressen des jüdischen Volkes, darunter vor 
allem auch des jüdischen Staates. 
In der Herstellung und Beibehaltung entsprechender Be-
ziehungen kennzeichnen sich Lernprozeß und Fortschritt 
von Gesellschaft und Politik in Deutschland. 
Es gilt für Deutsche zu begreifen, daß dies nicht nur eine 
Frage der historischen Gerechtigkeit, also der Kompen-
sation für zugefügte Verluste am jüdischen Volke ist, son-
dern mehr noch eine Notwendigkeit des kontinuierlichen 
Ausgleichs für die Schädigungen und Herabwürdigungen, 

die sich das deutsche Volk hat zufügen lassen durch die 
Vernichtungsaktionen seines damaligen Regimes. 
Wie stellt sich nun das Verhältnis dar der Wahrnehmung 
dieser deutschen Grundinteressen zu den Gegebenheiten 
im Nahen Osten? Die »korrespondierenden« Faktoren 
sind: 

1. Das deutsche Sonderverhältnis zu Israel als eines 
Staates, 
dessen Entwicklung und Situation in Beziehung zu 
deutscher und europäischer Politik stehen; 
mit verwandter demokratischer Grundordnung und 
enger Affinität zur freiheitlichen westlichen Welt auf 
geistigem, politischem, wirtschaftlichem und kulturel-
lem Gebiet. 

2. Das deutsche Mißverhältnis zu einer Reihe arabischer 
Staaten mit 
überwiegend totalitären oder autoritären Regimen; 
und weitgehenden Divergenzen zum Westen auf politi-
schen und anderen Gebieten. 

3. Ein zwischen Israel und der arabischen Welt herr-
schender Kriegszustand, der 
von der arabischen Seite bewußt am Leben gehalten 
wird mit dem Ziel, den jüdischen Staat niederzuringen, 
und durch den Israel ständiger Bedrohung, Belastung 
und Gefährdung ausgesetzt ist. 

4. Zweckverbindungen der arabischen totalitären Regime 
und Ostblockregierungen, die 
für erstere den Zweck der Verstärkung der Kriegfüh-
rung gegen Israel verfolgen 
und für letztere der Ausdehnung der eigenen Macht-
sphäre in der dritten Welt und gegenüber den USA und 
Europa dienen. 

Nach den Grundinteressen der BRD 
zur internationalen Entspannung beizutragen, 
der europäischen Solidarität und Sicherung zu dienen, 
die Partnerschaft zu systemverwandten Staaten nicht 
durch Appeasementpolitik gegenüber systemkonträren 
Staaten zu belasten, 
die Folgerungen aus dem deutsch-jüdischen Sonderver-
hältnis nicht zu mißachten, 
gilt folglich, daran mitzuwirken, daß 

1. der Krieg um Israel nicht in die kriegerische Beteili-
gung weiterer und raumfremder Mächte oder gar in 
einen globalen militärischen Konflikt ausartet; 

2. der Fortbestand Israels als eigenstaatliche Heimstatt 
der jüdischen Nation erhalten bleibt; 

3. eine Integration von Staaten der europäischen Gegen-
küste in den sowjetischen Herrschaftsbereich nicht 
stattfindet; 

4. die Möglichkeiten eines künftigen partnerschaftlichen 
Verhältnisses zwischen arabischer und europäischer 
Welt nicht verloren gehen. 

Es fehlt mir hier die Zeit, auszuführen, wie sich die Re-
geln einer Friedenspolitik begründen. Allgemein läßt sich 
dagen, daß Friedenspolitik tatsächlich betreiben heißt, 

1. die festgestellten eigenen Grundinteressen strikt zu 
wahren 

2. und auf Versuche von Gegenkräften, das Übergewicht 
zu erlangen, kontradiktorisch zu reagieren, d. h. nach 
dem Friedensprinzip des Gleichgewichts konträrer 
Kräfte (bzw. der Überlegenheit des Defensors) zu han- 
deln. 

Für die Nahostpolitik der BRD und des Westens möchte 
ich daraus folgern: 
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Die Exıistenzsicherung Israels 1ST eın wesrcliches und Um da  5 notwendige Wunder der Exıstenz des Staares
deutsches Grundinteresse. Israel schaffen, W dI zweıimal bisher internationale S0-
Mıt einer Schwächung der ısraelischen und einer Star- lıdarıtät mıiıt den Lebensinteressen des jüdischen Volkes
kung der antı-ısraelischen Posıition wächst die Kriegs- notwendig: das Mal MI dem Ergebnis der Balfour-
vefahr proportional. Deklaration, das Zzweıte Ma MmMi1t dem Beschluß der Ver-
Die Erringung des Friedens 1 Nahen (Osten VOT+- einten Natıonen 1978}  > 1947
AUS, daß der Westen solidarısche Gegenposition ezieht Mır scheint, dafß 65 eiıner drıitten internationalen Solidari-
wider alle Versuche, den jüdischen Staat einem Dikrtar tat für die eigenstaatliche Existenzsicherung des jüdıschen
der Vorleistungen unterwerten un seiınen Fortbe- Volkes bedarf, den Frieden ür Isyael sıchern. An
stand ın Frage stellen. dieser drıtten Anstrengung miıtzuwirken, 1ST VOL allem die
Der Preiıs ür den Frieden 1Mm Nahen ()sten 1STt die westliche Welt un wahrhaftig nicht zuletzt dıe Bundes-
Existenzsicherung Israels MC westlicher Hılte republık Deutschland aufgefordert. Auch unseiler

Es 1ST Mır natürlich bewußßit, dafß das aufßerordentlich viel- selbst wıllen können wır uns hıer kein Versaäumniıs mehr
eisten. Fkur mich un uns VON der Deutsch-Israelischenschichtige Problem, den Nahostkonflikt regeln, 1n

meınen Ausführungen nıur ın eiınem leiınen Ausschnitt Gesellschaft un WIr verstehen uns vorrangıg Als 1Nne
aNnsCcHANSCH ST. Aber 1ST eın Ausschnitt, der auf diıe politische Vereinigung Irann ıch hıer nu  — N, daß
akrtuelle Sıtuation un auf die Hauptprinzıplen der WIr uns nach K rätten für diese deutsche, europäısche un:
deutsch-israelischen Beziehungen gerichtet St. wesrtliche Aufgabe elinsetzen werden.

15 Literaturhinweise

ANS URS VO  Z BALIHASAR Herrlichkeit. iıne Segensspruch die Mınım erwähnrt (b Ber 78
theologısche Ascthetik Band ILL, Theologıe. Teil arrett 1St der Auffassung, daß 1inan auch die Ahnlich-
Neuer Bund Einsiedeln 1969 Johannes Verlag. Seiten. keiten zwischen Qumran und dem Evangelıum bei wel-
Wır können uns sehr kurz fassen: das monumentale Werk LE}  =] übertrieben hat
VO VO Balthasar bedarf nıcht 1'ST eıner Vorstel- Vom Joh Evangelıum ann IN  - nıchrt handeln, ohne
lung. Für dıe Gesamtführung verweısen WI1r autf die Be- auch dessen antıJüdische Tendenz untersuchen. Sıe trıtt
sprechung des Bandes über den Alten Bund (FR X XI In der Leidensgeschichte besonders klar ZULaBE., Paul Wan-
1969, Nr 83) Die übergreifende Synthese, fer hat das In seinem wichtigen Buch, »On the Irial ot

Jesus«, Berlin 1961, deutlıch gemacht. Das Joh Evan-welche etrtzten Endes [9} recht verschiedene Positionen,
die hauptsächlich den Beıitraägen einzelner (theologischer gelium enthält drei Strömungen: Judentum, Nicht- Juden-
Teil-)Disziplinen CENTSTAMMEN, muiteinander vereinigen eu un Antıyudentum. ] )as Buch IST jüdisch un antı-

Jüdiısch. arrett 1STt der Meınung, diese Antithesen sej'envermags, 1St höchster Ausdruck einer ebenso eigenen WIi€e
einmalıgen Leistung iIm Raum ohristlicher Theologie für Johannes charakteristisch, und S1e sind nıcht etwa

unNnseIies Jahrhunder:ts. falliges Produkt lıterarıscher Bearbeitung; 1mM übrigen
kombiniert das Joh Evangelıum auch dıe Apokalyptık

CHARLES BARRETTI [ )as Johannesevan- MT nıchtapokalyptischem Materi1al.
Der Vertasser 1STt der Auffassung, Ina  - könne das Evan-

gelıum und das Judentum. Franz-Delitzsch- Vorlesungen gelıum nıcht als ıne Missionsschrift für dıe Juden der
1967 Stuttgart 1970 Verlag Kohlhammer Seiten. Dıaspora bezeichnen, zuma|l das Evangelıum überhaupt
Der Verfasser behandelt sein Problem in vıer Kapıteln: kaum hıstorisch, sondern 11UTr theologisch erklären sel.
Umgebung un T7 weck des Evangeliums; Sprache un Be:r dem vorliegenden Buche andeilt sıch vier Vor-
Heımat des Evangelıiums; Das Judentum 1m johanne- lesungen, nıcht ıne umtassende Darstellung des gAallı-
ischen Zeıtalter; das Evangelıum und das Judentum. Zen Joh Evangelıums SOWI1e des Judentums des Jahr-
Der Vertftasser kommt dem Ergebnis, dafß sıch 1m Joh hunderts. Vielleicht wırd 12403  — daher auch i1ne adäquate
Evangelıum eın jüdisches FElement nıicht leugnen äßßt Die Schilderung un: präzısere Charakterisierung des Juden-
Sprache erinnert das die Erzählungen cstellen keine LUmMSs jener eıt vermıssen. Das Buch VO Barrett IST WAar

allegorischen Dichtungen dar, vielmehr sind S1e IMMIC LODO- recht anregend, 1Aber 130P38| möchte doch WEIT mehr über die
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dem Tempel standen, gelegt. So konnte der Zusammenhalrt Die 1962 ın London dem Tıtel ‚Baptısm ın the
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1. Die Existenzsicherung Israels ist ein westliches und 
deutsches Grundinteresse. 

2. Mit einer Schwächung der israelischen und einer Stär-
kung der anti-israelischen Position wächst die Kriegs-
gefahr proportional. 

3. Die Erringung des Friedens im Nahen Osten setzt vor-
aus, daß der Westen solidarische Gegenposition bezieht 
wider alle Versuche, den jüdischen Staat einem Diktat 
der Vorleistungen zu unterwerfen und seinen Fortbe-
stand in Frage zu stellen. 

4. Der Preis für den Frieden im Nahen Osten ist die 
Existenzsicherung Israels mit westlicher Hilfe. 

Es ist mir natürlich bewußt, daß das außerordentlich viel-
schichtige Problem, den Nahostkonflikt zu regeln, in 
meinen Ausführungen nur in einem kleinen Ausschnitt 
angegangen ist. Aber es ist ein Ausschnitt, der auf die 
aktuelle Situation und auf die Hauptprinzipien der 
deutsch-israelischen Beziehungen gerichtet ist. 

Um das notwendige Wunder der Existenz des Staates 
Israel zu schaffen, war zweimal bisher internationale So-
lidarität mit den Lebensinteressen des jüdischen Volkes 
notwendig: das erste Mal mit dem Ergebnis der Bal f our-
Deklaration, das zweite Mal mit dem Beschluß der Ver-
einten Nationen von 1947. 
Mir scheint, daß es einer dritten internationalen Solidari-
tät für die eigenstaatliche Existenzsicherung des jüdischen 
Volkes bedarf, um den Frieden für Israel zu sichern. An 
dieser dritten Anstrengung mitzuwirken, ist vor allem die 
westliche Welt und wahrhaftig nicht zuletzt die Bundes-
republik Deutschland aufgefordert. Auch um unserer 
selbst willen können wir uns hier kein Versäumnis mehr 
leisten. Für mich und uns von der Deutsch-Israelischen 
Gesellschaft — und wir verstehen uns vorrangig als eine 
politische Vereinigung — kann ich hier nur sagen, daß 
wir uns nach Kräften für diese deutsche, europäische und 
westliche Aufgabe einsetzen werden. 

13 Literaturhinweise 

HANS URS VON BALTHASAR: Herrlichkeit. Eine 
theologische Ästhetik. Band III, 2 — Theologie. Teil 2: 
Neuer Bund. Einsiedeln 1969. Johannes Verlag. 539 Seiten. 

Wir können uns sehr kurz fassen: das monumentale Werk 
von H. U. von Balthasar bedarf nicht erst einer Vorstel-
lung. Für die Gesamtführung verweisen wir auf die Be-
sprechung des Bandes über den Alten Bund (FR XXI 
1969, Nr. 77/80, S. 83). — Die übergreifende Synthese, 
welche letzten Endes sogar recht verschiedene Positionen, 
die hauptsächlich den Beiträgen einzelner (theologischer 
Teil-)Disziplinen entstammen, miteinander zu vereinigen 
vermag, ist höchster Ausdruck einer ebenso eigenen wie 
einmaligen Leistung im Raum christlicher Theologie 
unseres Jahrhunderts. O. K. 

CHARLES KINGSLEY BARRETT: Das Johannesevan-
gelium und das Judentum. Franz-Delitzsch-Vorlesungen 
1967. Stuttgart 1970. Verlag W. Kohlhammer. 79 Seiten. 

Der Verfasser behandelt sein Problem in vier Kapiteln: 
Umgebung und Zweck des 4. Evangeliums; Sprache und 
Heimat des 4. Evangeliums; Das Judentum im johanne-
ischen Zeitalter; das 4. Evangelium und das Judentum. 
Der Verfasser kommt zu dem Ergebnis, daß sich im Joh. 
Evangelium ein jüdisches Element nicht leugnen läßt: Die 
Sprache erinnert an das AT; die Erzählungen stellen keine 
allegorischen Dichtungen dar, vielmehr sind sie mit topo-
graphischen Details verbunden. Johannes schrieb jedoch 
nicht nur für eine jüdische Leserschaft, und er wollte auch 
keine palästinensische Tradition genau überliefern. Das 
Joh. Evangelium ist in einer Zeit entstanden, den letzten 
Jahrzehnten des 1. Jahrhunderts, in welchem die jüdische 
Apokalyptik — jedenfalls in ausgeprägter und nicht in 
unterirdischer Form, ihrem Ende entgegenging. Gleich-
zeitig wurde nach dem Untergang des Tempels mehr 
Wert auf jene Ordnungen, die nicht im Zusammenhang mit 
dem Tempel standen, gelegt. So konnte der Zusammenhalt 
des Volkes gefördert — und Häresie und Zersplitterung 
abgewendet werden. Neben anderem sei hier etwa der 

Segensspruch gegen die Minim erwähnt (b. Ber. 28 b). 
Barrett ist der Auffassung, daß man auch die Ähnlich-
keiten zwischen Qumran und dem 4. Evangelium bei wei-
tem übertrieben hat. 
Vom Joh. Evangelium kann man nicht handeln, ohne 
auch dessen antijüdische Tendenz zu untersuchen. Sie tritt 
in der Leidensgeschichte besonders klar zutage. Paul Win-
ter hat das in seinem wichtigen Buch, »On the Trial of 
Jesus«, Berlin 1961, deutlich gemacht. Das Joh. Evan-
gelium enthält drei Strömungen: Judentum, Nicht-Juden-
tum und Antijudentum. Das Buch ist jüdisch und anti-
jüdisch. Barrett ist der Meinung, diese Antithesen seien 
für Johannes charakteristisch, und sie sind nicht etwa zu-
fälliges Produkt literarischer Bearbeitung; im übrigen 
kombiniert das Joh. Evangelium auch die Apokalyptik 
mit nichtapokalyptischem Material. 
Der Verfasser ist der Auffassung, man könne das 4. Evan-
gelium nicht als eine Missionsschrift für die Juden der 
Diaspora bezeichnen, zumal das Evangelium überhaupt 
kaum historisch, sondern nur theologisch zu erklären sei. 
Bei dem vorliegenden Buche handelt es sich um vier Vor-
lesungen, nicht um eine umfassende Darstellung des gan-
zen Joh. Evangeliums sowie des Judentums des 1. Jahr-
hunderts. Vielleicht wird man daher auch eine adäquate 
Schilderung und präzisere Charakterisierung des Juden-
tums jener Zeit vermissen. Das Buch von Barrett ist zwar 
recht anregend, aber man möchte doch weit mehr über die 
äußerst komplizierte Problematik dieses 4. Evangeliums 
wissen und seine wie auch immer geartete Beziehung zu 
Juden und Judentum wissen. E. L. Ehrlich, Basel 

GEORGE BEASLEY-MURRAY: Die christliche Taufe. 
Eine Untersuchung über ihr Verständnis in Geschichte 
und Gegenwart. Aus dem Englischen von Dr. Günter 
Wagner. Kassel 1968. J. G. Oncken Verlag. 546 Seiten. 

Die 1962 in London unter dem Titel >Baptism in the 
New Testament< erschienene Originalausgabe des ange- 
zeigten Werkes des Londoner Gelehrten hatte in der 
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